
12     Kommentare und Berichte

Blätter für deutsche und internationale Politik 8/2008

Die jetzt von Rolf-Dieter Müller vertre-
tenen Ansichten über die 1. Gebirgs-
division im Zweiten Weltkrieg sind, so 
ist zu hoffen, kein Signal für eine Wende 
rückwärts im MGFA. Sie sind jedenfalls 
nicht repräsentativ für die wissenschaft-
liche Schule, die den guten Ruf dieser 
Institution geprägt hat. So hat etwa 
Bruno Thoß, bis zu seiner Pensionie-
rung im Januar 2008 leitender wissen-
schaftlicher Direktor am MGFA und 
selbst früher Hauptmann bei der Ge-
birgstruppe, in seiner Rezension des 

Buches „Blutiges Edelweiß“ in der 
„Frankfurter Allgemeinen Zeitung“ 
vom 10. Juni deutlich für einen Abbruch 
der Beziehungen der Bundeswehr zum 
„Kameradenkreis“ plädiert. Das ganze 
Ausmaß der in der 800 Seiten umfas-
senden Studie Meyers präsentierten 
Verbrechen vor Augen, schloss er mit 
der Feststellung: „Wer in Zukunft über 
Traditionsbezüge zwischen der Ge-
birgstruppe der Wehrmacht und der 
Bundeswehr redet, kann in der Tat da-
zu nicht mehr schweigen.“

Hiltrud Breyer

EU: Zankapfel Antidiskriminierung

Deutsche Wirtschaftslobbyisten und 
Unionspolitiker hatten ihr Urteil bereits 
seit Monaten gefällt, als die EU-Kom-
mission am 2. Juli ihren angekündigten 
Gesetzesvorschlag für eine horizontale 
Richtlinie zur Antidiskriminierung vor-
legte. Sie warnten vor einer „Auswei-
tung“ der bestehenden Regelungen, vor 
„Überregulierung“ und immens hohen 
Kosten für die Wirtschaft. Der Lobby-
druck aus der Bundesrepublik war zwi-
schenzeitlich so stark, dass die Kommis-
sion erwog, einen Entwurf vorzulegen, 
der nur die Gleichbehandlung aufgrund 
einer Behinderung garantiert hätte.

Letztendlich hat die EU-Kommission, 
aufgefordert auch durch den erklär-
ten Willen des Europaparlaments, nun 
doch einen umfassenden Vorschlag zur 
Angleichung der Antidiskriminierungs-
gesetzgebung vorgestellt. Damit wird in 
der Europäischen Union die Gleichbe-
handlung in Zukunft auch gelten für al-
te Menschen, für Menschen mit Behin-
derungen, jedweder sexueller Orien-
tierung und Religion/Weltanschauung. 

Dieser Diskriminierungsschutz auch 
außerhalb des Erwerbslebens galt bis-
her nur mit Blick auf die Merkmale Ge-
schlecht sowie „Rasse“ und ethnische 
Zugehörigkeit. Insofern ist der jetzige 
Vorschlag der fehlende Puzzlestein der 
EU-Gleichstellungspolitik.

Mit diesem Schritt macht die EU-
Kommission deutlich, dass sie die 
Gleichstellung in allen Lebensberei-
chen voranbringen will. Nicht zufällig 
betonte EU-Kommissionspräsident José 
Manuel Barroso, dass „die soziale Di-
mension Europas noch nie so wichtig 
war wie heute“ – eine angesichts seiner 
bisher stark neoliberal ausgerichteten 
Politik späte Erkenntnis, die auch durch 
das irische Nein zum Lissabon-Vertrag 
beflügelt worden sein mag.

Meilensteine für die Gleichstellung

Diskriminierung ist noch immer Alltag 
in Europa. Die meisten Europäerinnen 
und Europäer erwarten, dass die EU 
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den alltäglichen Diskriminierungen 
aktiver begegnet. Laut einer aktuellen 
Eurobarometer-Umfrage unterstützen 
77 Prozent Maßnahmen zum Schutz vor 
Diskriminierung im Bildungsbereich 
und 68 Prozent beim Zugang zu Gütern 
und Dienstleistungen.

Vor allem aber ist das Recht auf 
Gleichbehandlung und Schutz vor Dis-
kriminierung kein überflüssiger „Lu-
xus“, sondern ein Grundrecht, festge-
schrieben sowohl in internationalen 
Menschenrechtsübereinkünften als 
auch in den Nichtdiskriminierungs-
artikeln im EU-Vertrag. Dabei sind die 
Prinzipien der Gleichbehandlung und 
des Schutzes vor Diskriminierung so alt 
wie die EU selbst. Bereits in den Grün-
dungsverträgen der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft von 1957 ist in Art. 
119 der Grundsatz des gleichen Lohns 
für gleiche Arbeit festgeschrieben.1 Bis 
zum Amsterdamer Vertrag von 1997 
war die rechtliche Gleichstellung je-
doch auf Vorgaben zum Diskriminie-
rungsverbot aufgrund des Geschlechts 
im Arbeitsleben konzentriert.

Mit dem Amsterdamer Vertrag wurde 
Gleichstellung dann zur grundlegenden 
Aufgabe der EU, und zwar durch die in 
Art. 3 festgelegte Pflicht, Ungleichhei-
ten zu beseitigen und Gleichstellung zu 
fördern. Art. 13 sieht vor, dass auf EU-
Ebene Maßnahmen ergriffen werden 
können, um Diskriminierung zu be-
kämpfen. In Art. 141 wird darüber hin-
aus das Prinzip des gleichen Lohns für 
gleichwertige Arbeit bekräftigt.

Ausdruck der Umsetzung dieser ver-
traglichen Vorgaben und Kern der ak-
tuellen EU-Antidiskriminierungspolitik 
sind die folgenden Richtlinien: die 2000 
verabschiedete Antirassismusrichtlinie 
und die im selben Jahr beschlossene 
Gleichbehandlungsrichtlinie für den 
Bereich Beschäftigung, die Richtlinie 
zu Gleichbehandlung in Beruf und Aus-

1 Beweggrund für diesen Artikel war jedoch nicht 
etwa die Anerkennung eines Grundrechts, son-
dern es waren wirtschaftliche Interessen, näm-
lich die Verhinderung von Wettbewerbsverzer-
rungen durch niedrigere Löhne für Frauen. 

bildung von 2002 sowie die sogenannte 
Richtlinie zu Unisex-Tarifen von 2004 
(welche die Nichtdiskriminierung der 
Geschlechter bei Gütern und Dienst-
leistungen festlegt). In der Bundesrepu-
blik wurden diese vier Richtlinien durch 
das Allgemeine Gleichbehandlungsge-
setz vom August 2006 umgesetzt.

Das Problem dieser Richtlinien be-
steht darin, dass sie ein unterschied-
liches Niveau in Europa festschreiben. 
Die Antirassismusrichtlinie als das bis-
lang am weitesten reichende Gesetz gilt 
sowohl für den Bereich der Beschäfti-
gung als auch für die soziale Sicherung, 
Bildung, Medien und den Zugang zu 
Gütern und Dienstleistungen. Demge-
genüber waren die aus anderen Grün-
den diskriminierten Menschen (außer 
aufgrund des Geschlechts) bislang aus-
schließlich vor Diskriminierung im Ar-
beitsleben geschützt. Die so geschaffe-
ne Hierarchie der Diskriminierung steht 
dem Prinzip des gleichen Rechts für alle 
fundamental entgegen.

Was ist neu?

Der neue Gesetzesvorschlag markiert 
insofern „nur“ eine notwendige An-
gleichung und Schließung bestehender 
Gesetzeslücken. Dies wird unterstri-
chen durch die Übernahme von Prin-
zipien und Vorgaben aus den anderen 
Antidiskriminierungsrichtlinien, wie 
beim Verbot der mittelbaren und unmit-
telbaren Diskriminierung, dem Schutz 
vor Belästigung, dem Grundsatz der 
Umkehr der Beweislast oder auch dem 
Verbandsklagerecht. Die Richtlinie legt 
ferner Mindestgebote fest, über die die 
jeweiligen EU-Staaten hinausgehen 
dürfen. Analog zu den Gleichbehand-
lungsgesetzen für Frauen und Männer 
bleiben Fördermaßnahmen für benach-
teiligte Gruppen daher ebenso zulässig 
wie die Festlegung spezifischer Alters-
grenzen beispielsweise für die Rente.

Zudem ist weder zu erwarten, dass 
jede Gaststätte einen Rollstuhlzugang 
einbauen muss, noch dass alle Produk-
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le bieten. Schließlich müsste die auf den 
innereuropäischen Export ausgerichte-
te deutsche Wirtschaft doch ein Inter-
esse an Rechtssicherheit haben. Bereits 
jetzt gibt es in den meisten EU-Ländern 
Gesetzesvorgaben, die über die bisheri-
gen EU-Vorschriften hinausgehen. Die-
se sind allerdings recht unterschiedlich. 
Einheitliche Mindestvorschriften schaf-
fen nun klare Gebote und gleiche Wett-
bewerbsvorgaben.

Obwohl das Allgemeine Gleichbe-
handlungsgesetz die neuen EU-An-
gleichungen hierzulande also bereits 
weitgehend abdeckt, besteht – wie drei 
„blaue Briefe“ der EU-Kommission an 
die Bundesregierung gezeigt haben –3 
mit Blick auf die Umsetzung noch 
Handlungsbedarf.

Vor allem aber klafft, nicht nur in der 
Bundesrepublik, nach wie vor eine gro-
ße Lücke zwischen Gesetzen und Rea-
lität. Besonders drastisch zeigt sich dies 
bei der Entgeltgleichheit: Obwohl das 
Prinzip „gleicher Lohn für gleiche Ar-
beit“ seit 50 Jahren gilt und alle Staa-
ten umfangreiche Gesetze dazu verab-
schiedet haben, verdienen Frauen im-
mer noch im EU-Durchschnitt 15 Pro-
zent weniger als Männer. Deutschland 
ist mit 22 Prozent trauriges Schlusslicht.

Diskriminierung hat vielfältige Ursa-
chen; ihre Bekämpfung erfordert des-
halb ebenso vielfältige Maßnahmen. 
Ohne umfassenden gesetzlichen Schutz 
bleiben jedoch alle Absichtserklärun-
gen Schall und Rauch. Die Europäi-
sche Union kann die Lösung zentraler 
Gerechtigkeitsfragen nicht dem freien 
Spiel der Märkte überlassen, sondern 
sie muss weiter aktiv Gleichstellungs-
politik betreiben und gleiche Rechte für 
alle sichern. Dies ist auch ein unerläss-
licher Weg, den Trend der bröckelnden 
Zustimmung der Menschen zur EU nach 
dem irischen Nein umzukehren.

3 Kritisiert wurde in diesen die zu geringe Zeit-
spanne, Schadensansprüche geltend zu ma-
chen, ein unzureichendes Verbandsklagerecht, 
zu weite Ausnahmeklauseln für Kirchen und 
Religionsgemeinschaften sowie die Benachtei-
ligung von gleichgeschlechtlichen Lebenspart-
nerschaften im Beamten- und Soldatenrecht.

te im Handel mit Blindenschrift ausge-
zeichnet werden müssen. Die EU-Kom-
mission hat klar festgelegt, dass vorge-
sehene Maßnahmen keine „unange-
messene Belastung“ und keine grund-
legende Änderung für Sozialschutz, 
Gesundheitsvorsorge und Bildung dar-
stellen dürfen. Außerdem bleiben für 
den Finanz- und Versicherungssektor 
differenzierte Tarife für Menschen mit 
Behinderung und alte Menschen wei-
ter zulässig, sofern die Risikokalkula-
tion auf relevanten und akkuraten Da-
ten basiert. Diese vorgesehenen Aus-
nahmen müssen noch geprüft werden, 
um zu vermeiden, dass Schlupflöcher 
entstehen.

Zwar deckt das seit 2006 gültige All-
gemeine Gleichbehandlungsgesetz die 
vorgesehene Angleichung schon jetzt 
weitgehend ab,2 erstreckt es sich doch 
bereits auf den zivilrechtlichen Bereich. 
Schon jetzt gilt der Grundsatz gleicher 
Behandlung beim Zugang zu Gütern 
und Dienstleistungen unabhängig von 
Alter, Behinderung, sexueller Identi-
tät und Religion. Außerdem ist festge-
legt, dass diese Bedingungen nur für 
Massengeschäfte des täglichen Lebens 
und privatrechtliche Versicherungen 
gelten. Auch beim Wohnraum müssen 
private Vermieter sich nur dann an die 
Vorgaben halten, wenn sie mehr als 
50 Wohnungen besitzen.

Weshalb der Bayerische Staatsminis-
ter für Europaangelegenheiten, Markus 
Söder (CSU), die Angleichung der EU-
Gesetzesvorschriften als „Wahnsinn“ 
bezeichnet, und die deutsche Wirtschaft 
davor warnt, dass dies zu mehr Bürokra-
tie, hohen Zusatzkosten und zum Ver-
lust von Arbeitsplätzen führen werde, 
lässt sich daher sachlich nicht nachvoll-
ziehen. Aber statt Begriffe wie „staat-
liche Umerziehung“ oder „Bevormun-
dungspolitik“ zu bemühen, sollten die-
se Wirtschaftsvertreter vielleicht erwä-
gen, ob die durch die Harmonisierung 
festgelegten Gebote nicht auch Vortei-

2 Dies hat jüngst EU-Kommissar Vladimir Špidla 
unterstrichen; vgl. „Süddeutsche Zeitung“, 
30.6.2008.
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